
 

 

 
 

 

 
Landkreistag Baden-Württemberg 
Panoramastr. 37, 70174 Stuttgart 

Städtetag Baden-Württemberg 
Königstr. 2, 70173 Stuttgart 

 

 

 
 

  

  

  

  
  
 

23. Mai 2025 
 

LKT-RS 952/2025        ST-RS 44905/2025 
  
 
Rechtliche Bewertung der Weiterleitung von Zuwendungen für Fahrzeugbeschaffung 
und Ladeinfrastruktur an Aufgabenträger und mögliche Korrekturmaßnahmen      
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
auf Einladung des Ministeriums für Verkehr Baden-Württemberg (VM) fand in der letzten 
Woche ein Gespräch mit Vertretern des Städtetags, des Landkreistags, des Verbands 
Baden-Württembergischer Omnibusunternehmen e. V. (WBO), des Verbandes Deut-
scher Verkehrsunternehmen (VDV), der L-Bank sowie der Regierungspräsidien zur The-
matik der Weitergabe von Fördermitteln statt. 
 
Im Rahmen der Sitzung wurde seitens des Landes von Fällen berichtet, in denen Auf-
gabenträgern bei der Ausschreibung von Verkehrsverträgen durch externe Beratungs-
unternehmen explizit empfohlen wurde, in den Ausschreibungsunterlagen für ÖPNV-
Leistungen Verpflichtungen für die Vorhabenträger aufzunehmen. Demnach wären 
diese zunächst angehalten, Förderanträge beim Land Baden-Württemberg für Fahr-
zeugbeschaffung und Ladeinfrastruktur zu stellen. Weiterhin wurde mitgeteilt, dass in 
mehreren Fällen die verpflichtende Weiterleitung der bewilligten Fördermittel durch die 
Fördernehmer per Überweisung an die jeweiligen Aufgabenträger vertraglich festge-
schrieben wurde.  
 
Zu diesem Sachverhalt teilte das VM folgende klarstellende Rechtsposition mit: 
 
Die Weiterleitung von Fördermitteln an einen Aufgabenträger verstößt ohne eine ent-
sprechende Regelung im Zuwendungsbescheid gegen haushaltsrechtliche Vorgaben. 
Dies ergibt sich aus Nummer 12.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 LHO (VV-LHO) und 
ist nur unter strengen rechtlichen Voraussetzungen möglich. Eine nachträgliche Geneh-
migung ist nicht vorgesehen. 
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Eine Weitergabe der Fördermittel an Dritte – insbesondere an einen Aufgabenträger –, 
ist daher unzulässig. Erfolgt die Weitergabe dennoch und wird nach Kenntniserlangung 
des Sachverhalts keine Korrektur herbeigeführt, kann dies einen Widerrufsgrund im 
Sinne des § 49 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 LVwVfG (Landesverwaltungsverfahrens-
gesetz) darstellen. Ein solcher Widerruf des Zuwendungsbescheids kann zur vollständi-
gen oder teilweisen Rückforderung der Fördermittel führen. 
 
Der WBO hat in diesem Kontext auf die Zweckbindung und das Grundprinzip von För-
derungen hingewiesen. Daraus resultiere auch die Möglichkeit vergünstigte Kredite 
(bspw. KfW-Kredite über die L-Bank) zu erhalten. Sofern Verkehrsunternehmen (VU) 
keinen unmittelbaren Zugang zu den Fördermitteln erhielten, etwa infolge einer Weiter-
leitung an den ÖPNV-Aufgabenträger, bliebe ihnen unter anderem die Möglichkeit ver-
wehrt, begleitende Fördervorteile in Anspruch zu nehmen. In der Folge müssten Inves-
titionen ohne Zugang zu verbesserten Kreditkonditionen getätigt werden. Dies würde 
eine einseitige und nachteilige Konsequenz einer Weiterleitungsregelung darstellen, da 
ebenfalls die mit der Förderung verbundenen Rechte und Pflichten grundsätzlich beim 
Zuwendungsempfänger verblieben. 
 
Einvernehmen bestand unter den Teilnehmenden darin, dass ein Widerruf von Förder-
bescheiden nach Möglichkeit zu vermeiden sei. Vielmehr sollen die Stadt- und Land-
kreise im Rahmen eines Rundschreibens über die Rechtslage informiert und dahinge-
hend potenzielle Korrekturmaßnahmen empfohlen werden. 
 
Als praxisorientierter Lösungsansatz wurde von den Teilnehmenden ein Modell der 
Landkreise aus dem Verbundraum Stuttgart als praktikabel und rechtlich unbedenklich 
beurteilt. Dabei beantragt das VU die Fördermittel für die Fahrzeugbeschaffung sowie 
die Ladeinfrastruktur in eigenem Namen. Nach Erhalt des Zuwendungsbescheids ver-
bleiben die Fördermittel beim Fördernehmer; eine Weiterleitung an den Aufgabenträger 
erfolgt nicht. Stattdessen zieht der Aufgabenträger im Rahmen der jährlichen Abrech-
nung des Verkehrsvertrags (ÖDLA) anteilig – orientiert am jeweiligen Förderzeitraum – 
einen entsprechenden Betrag von der vertraglich vorgesehenen Erstattung ab („Jahres-
scheibe“). Es erfolgt somit keine Auszahlung an den Aufgabenträger, sondern eine in-
terne Verrechnung der Förderanteile über die Vertragslaufzeit hinweg. Voraussetzung 
für diesen Ansatz ist, dass die vertragliche Kalkulation und Abrechnung zwischen Auf-
gabenträger und VU so ausgestaltet sind, als ob keine Förderung erfolgt wäre – das 
heißt, auf Basis der Kosten ohne Berücksichtigung der Förderung. 
 
Da die Umsetzung dieses Lösungsansatzes aller Voraussicht nach eine Modifikation der 
vertraglichen Vereinbarungen bedingt, sollte diese zeitnah im gegenseitigen Einverneh-
men durch eine Vertragsänderung herbeigeführt werden. 
 
Sofern zwischen einem VU als Zuwendungsempfänger und einem Aufgabenträger be-
reits eine (vollständige oder teilweise) Weiterleitung von Fördermitteln erfolgt ist, wird 
mit Blick auf die einschlägigen haushaltsrechtlichen Vorgaben sowie zur Vermeidung 
eines etwaigen Widerrufs des Zuwendungsbescheids empfohlen, dass – im Rahmen 
einer vertraglichen Anpassung der bestehenden Regelungen – eine Rückübertragung 
der Zuwendungsmittel an den ursprünglichen Fördernehmer erfolgt und dieser weiterhin 
alleiniger Inhaber der mit der Zuwendung verbundenen Rechte und Pflichten bleibt. 
 
Aus haushaltsrechtlicher Sicht stellt der Verzicht auf jegliche Regelungen zur Weiterlei-
tung von Fördermitteln an den ÖPNV-Aufgabenträger in den Ausschreibungsunterlagen 



 

   
 

oder im Verkehrsvertrag den rechtssichersten Ansatz dar. In diesem Fall erfolgt keine 
Weitergabe der Fördermittel, sodass die zweckgebundene Mittelverwendung beim Zu-
wendungsempfänger verbleibt.“ 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

Prof. Dr. Alexis v. Komorowski 

Hauptgeschäftsführer 

Susanne Nusser 

Stv. Hauptgeschäftsführerin  
 


